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Zweite Gotthardröhre:
Da müssen wir durch

D er Bundesrat hält an seiner Absicht, vor
der Sanierung des Gotthard-Strassen-

tunnels eine zweite Röhre zu bauen, fest. Alles
andere hätte erstaunt – und alles andere wäre
auch sachlich nicht zu rechtfertigen gewesen.
Denn die Sanierung des Tunnels ist unumgäng-
lich, könnte aber ohne eine zweite Röhre nur
vorgenommen werden, wenn der Tunnel über
Jahre total oder allenfalls teilweise gesperrt
werden würde. Und dies hätte riesige wirt-
schaftliche Nachteile für den Kanton Tessin und
würde zu einer zusätzlichen Belastung anderer
Transitrouten führen, die zumindest in Grau-
bünden kaum zu verkraften wäre. Die zweite
Röhre – und das ist genauso entscheidend wie
das Eliminieren dieser Nachteile – hat zudem
den Vorteil, dass dann nach Abschluss des Neu-
baus und der Sanierung auf dieser langen und
gefährlichen Tunnelstrecke endlich der Ein-
bahnverkehr eingeführt werden könnte.

Natürlich besteht mit dem Bau einer zweiten
Röhre die Gefahr, dass zusätzlicher Verkehr an-
gelockt wird. Trotzdem wäre es aber ein Schild-
bürgerstreich sondergleichen, wenn die Sanie-
rung nicht dazu genutzt würde, die Fahrt durch
den Gotthardtunnel noch sicherer zu machen.
Die aufwendige Sanierung ist eine einmalige
Chance, den Gotthardtunnel quasi so zu bauen,
wie er heute – in Kenntnis der Bedürfnisse und
der Unfallrisiken – gebaut würde: Mit total
zwei voneinander getrennten Röhren. Der Ein-
bahnverkehr erhöht die Sicherheit massiv. Soll-
te es dennoch wieder einmal krachen, käme es
nicht mehr zu einer je nach Ereignis monate-
langen Totalsperrung mit ihren negativen Fol-
gen für das Tessin und die Bevölkerung entlang
der Ausweichrouten, vielmehr könnte der Ver-
kehr dann wenigstens in einem Tunnel weiter-
fliessen. Das gilt auch für spätere Sanierungen,
die alle paar Jahrzehnte unumgänglich sein
werden.

Mit der Bereitschaft, die Autos und Lastwa-
gen weiterhin nur einspurig durch die Tunnels
schleusen zu wollen (obwohl dann beide Röh-
ren je zwei Spuren haben werden), anerkennt
der Bundesrat den vom Volk 1994 beschlosse-
nen Verfassungsartikel, wonach der Ausbau
von Transitstrassen in der Schweiz zum Schutz
der Alpen nicht mehr gestattet ist. Dass sich die
Exponenten des Vereins Alpen-Initiative trotz-
dem gegen das Vorhaben wehren, ist verständ-
lich. Wer will schon über seinen eigenen Schat-
ten springen? 

Da es der Politik bisher tatsächlich nicht ge-
lungen ist, den Verfassungsartikel und die ent-
sprechende Gesetzgebung umzusetzen, können
die Gegner einer zweiten Röhre in einem Ab-
stimmungskampf die Glaubwürdigkeit der Bot-
schaft infrage stellen und das Gespenst einer
gigantischen Blechlawine und horrender Kos-
ten auf die Plakate malen. Trotzdem sollte es
möglich sein, in diesem Land eine Mehrheit zu
finden, welche die Sicherheit, eine praxisorien-
tierte Problemlösung und das Wohl des Kan-
tons Tessins höher gewichtet als die plakativen
Argumente einer fundamentalistischen Tunnel-
gegnerschaft. Christian Buxhofer
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Der Schuldige ist noch
nicht gefunden, das
Rätselraten geht wei-

ter: Wer wird dem romani-
schen Verlagshaus Chasa Edi-
tura Rumantscha den Todes-
stoss verpassen: Die Lia Ru-
mantscha oder das Kultur-
departement? Und wie wird

dieses Ableben sein? Lang-
sam und qualvoll? Schnell
und schmerzlos? Oder taucht
gar noch eine Wundermedizin
auf? Die meisten Beobachter
tippen momentan auf langsam
und qualvoll. Und warum?
Mit der Aktion vom Dienstag
hat die Lia Rumantscha die
Hoffnungen auf ein produkti-
ves Weiterbestehen der Chasa
Editura Rumantscha – also auf
die Wundermedizin – vermin-
dert: Die Herausgeberin er-
hielt vorsorglich die Kündi-
gung, die Finanzierung ihrer
60-Prozent-Stelle sei nicht ge-
sichert. Die Stelle werde redu-
ziert, man munkelt sogar bis
auf 20 Prozent. 

Da drängt sich doch schnell
die Frage auf: Wenn eine Ge-
schäftsführerin mit 60 Prozent
erfolgreich jährlich vier bis
fünf Bücher in hoher Qualität
herausgebracht hat, was ge-
schieht dann, wenn die Chasa
Editura nur noch mit einem 
20-Prozent-Pensum geführt
wird? Der Dreisatz sagt:
1,3333 (unendlich). Klar, die

Überlegung ist wohl ein biss-
chen sehr simpel. Dennoch
liegt dieser Gedanke auf der
Hand. Auch das «Wir nutzen
Synergien, indem wir die Cha-
sa Editura in die Chasa Ru-
mantscha bringen»-Argument
erklärt nicht ganz,
weshalb das Ar-
beitspensum der
Geschäftsführung
reduziert werden
soll. Wohl kaum
wird die Herausge-
berin 30 Prozent ih-
rer Arbeitszeit ver-
wendet haben, um
Briefmarken aufzu-
kleben oder Kopien
zu machen. 

Langsam und qualvoll also,
sollte das Pensum wirklich
drastisch gestrichen werden.
Doch wann und warum und
wie kommt es dazu? All diese
Fragen führen auf der Suche
nach den Hintergründen zu
zahlreichen Gerüchten: Nr. 1:
Die Lia Rumantscha will für

das vor drei Jahren noch sehr
enthusiastisch begonnene
Projekt nicht in die Bresche
springen. 

Gerücht Nr. 2: Der Kanton
schläft und weigert sich, et-
was mehr zu zahlen, obwohl ja
eigentlich im Bundesgesetz
geschrieben steht, dass die ro-
manische Verlagstätigkeit un-
terstützt werden muss. Dann

gibt es noch die etwas wilde-
ren Varianten wie Nr. 3: Die
Ära Urs Cadruvi beginnt mit
dem «Chasa Editura Desas-
ter» zu wanken, weil er sich
als Generalsekretär zu wenig
für dieselbe einsetze oder gar

Nr. 4, dass sowieso
alles nur wegen per-
sönlicher Differen-
zen zugrunde gehen
wird. Die Suche
nach dem Sünden-
bock läuft auf
Hochtouren. Wobei
es wohl in diesem
Falle vielmehr eine
ganze Herde ist,
wenn schon unbe-

dingt einer Schuld sein muss. 
Sehr geehrter Herr General-

sekretär Cadruvi, sehr geehr-
ter Herr Regierungsrat Jäger:
Bitte, versuchen Sie, mög-
lichst bald die Gerüchte ver-
siegen zu lassen. Es braucht
dafür zunächst nur eine Ant-
wort: Wie viel Unterstüt-
zungsgeld ist für die Chasa
Editura vorgesehen? 

Bisher bekam der romani-
sche Buchverlag vom Kanton,
Lia und der Pro Helvetia je-
weils 60 000 Franken jährlich.
Die Pro Helvetia leistet höchs-
tens noch Werkbeiträge. Wie
viel zahlen also jetzt Kanton
und Lia? Wenn diese Zahl, die
momentan von allen pein-
lichst verschwiegen wird, be-
kannt ist, kann die Lia zeigen,
dass sie die richtigen Mass-
nahmen für ein Fortbestehen
der Chasa Editura-Produkte
ziehen wird und dass Gerücht
Nr. 1 nichts weiter als Un-
wahrheit ist. Gleiches gilt für
den Kanton und Gerücht Nr. 2.
Oder ist doch alles kompli-
zierter? Es gibt da ja auch
noch Gerücht Nr. 5: Die Lia

hat die bisherige Unterstüt-
zung der Chasa Editura aus ei-
nem Spezialfonds finanziert,
und dieser ist jetzt leer. Des-
halb braucht sie vom Kanton
noch viel mehr Geld für die
Chasa Editura. Oder doch
nicht? 

Vielleicht ist es schliesslich
doch Gerücht Nr. 6, das be-
sagt, dass alles nur Taktik ist.
Ein schönes Gerücht, denn
laut diesem tritt die Lia letzt-
lich doch als Retter auf und si-
chert das Fortbestehen der
Chasa Editura. Ein Fortbeste-
hen mit weiteren Top-Produk-
ten und vielen zweisprachigen

Ausgaben, die auch einem
deutschsprachigen Publikum
die Welt der romanischen Li-
teratur eröffnet. Das wäre
wahrlich ein wunderbares
Szenario. Aber solange Kan-
ton und Lia Rumantscha sich
nicht über die Leistungsver-
einbarung einig werden,
bleibt alles unklar. 

Was jedoch in der Debatte
auch entschieden wird, der
grosse Verlierer darf nicht die
romanische Literatur sein. Die
Produktionen der Chasa Edi-
tura machen sich im Bücher-
regal sehr gut und es wäre
schön, wenn die Reihe auch
auf mehr als 50 Zentimeter an-
wachsen würde. Nicht nur mit
1,3333 (unendlich) Büchern
pro Jahr.
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Aus der Chasa-Editura-Gerüchtefabrik

Sabrina Bundi

Wer versetzt der
Chasa Editura 

Rumantscha den 
Todesstoss?

Die romanische 
Literatur

darf nicht die
Verliererin sein

Kulturdepartement
und Lia Rumantscha

müssen sich einig
werden

Brennpunkt

Parteien bezeichnen Strafen als gerechtfertigt 
Die happigen Strafen 

gegen die UBS 
wegen der Manipulation

der Libor-Zinssätze 
stossen in der Schweizer

Politik auf Zustim-
mung. Die Sanktionen 

seien angemessen, 
sagte FDP-Präsident 

Philipp Müller gestern.

«Das ist ein Skandal von histori-
schem Ausmass», erklärte Müller
auf Anfrage der Nachrichtenagen-
tur SDA. Mit der Busszahlung der
Bank sei es aber noch nicht getan.
«Die Täter müssen strafrechtlich
verfolgt werden», fordert er.

Die Bank müsse nun die Konse-
quenzen aus dem Fall ziehen und
die internen Kontrollen verschär-
fen. «Es braucht einen Kulturwan-
del innerhalb der UBS.»

Auch die CVP fordert bessere
Kontrollen bei der UBS, um solche
Skandale künftig zu verhindern.
Zudem sollten die Verantwortli-
chen zur Rechenschaft gezogen
werden, sagte Mediensprecherin
Marianne Binder auf Anfrage.
«Schliesslich schadet diese Strafe
einem ganzen Unternehmen und al-

len Mitarbeitern.» Auch die Linke
war empört über die Libor-Affäre.
Die SP und die Grünen fordern aber
nicht nur Konsequenzen bei der
UBS, sondern auch bei der eidg. Fi-
nanzmarktaufsicht (Finma).

Im Visier haben sie Mark Bran-
son, den Leiter der Abteilung Ban-
ken bei der Finma. Der Brite war bis
2008 Chef der UBS Securities Ja-
pan, die besonders in den Fokus der
Ermittler geraten ist. Branson müs-
se nun die Konsequenzen ziehen

und von seinem Posten zurücktre-
ten, forderte die SP gestern in einem
Communiqué. Die Grünen rufen
nach einer Parlamentarischen Un-
tersuchungskommission (PUK),
um den Skandal aufzuarbeiten. Sie
kündigten gestern einen entspre-
chenden Antrag für die Frühlings-
session an. Die PUK soll insbeson-
dere die Rolle der Finma und auch
von Mark Branson untersuchen.

Auf bürgerlicher Seite sieht man
hingegen keinen Anlass für politi-

sche Konsequenzen. Die Finma ha-
be ihren gesetzlichen Auftrag er-
füllt, sagte Philipp Müller. Die
rechtlichen Instrumente seien vor-
handen, um Manipulationen wie je-
ne der UBS zu bestrafen. «Nun gilt
es, die Gesetze anzuwenden», sag -
te der FDP-Präsident.

Auch die SVP hält politische
Konsequenzen nicht für ange-
bracht. «Wir sehen keinen politi-
schen Handlungsbedarf», sagte Ge-
neralsekretär Martin Baltisser auf
Anfrage. Die Strafen gegen die
UBS zeigten, dass das System
funktioniere.

Bundesrat äussert Bedauern
«Der Bundesrat hat mit Bedauern

Kenntnis genommen von der Busse
gegen die UBS», sagte Bundesrats-
sprecher André Simonazzi. Bun-
despräsidentin Eveline Widmer-
Schlumpf habe den Bundesrat in-
formiert. Sie werde sich an einer
Medienkonferenz heute zum The-
ma äussern, wenn alle Beteiligten –
etwa auch die Finma – ihre Ein-
schätzung abgegeben hätten.

Das Eidgenössische Finanzde-
partement wollte keine Stellung
zum Fall nehmen. Man nehme die
Strafen zur Kenntnis, sagte ein
Sprecher auf Anfrage. (sda)

Das Logo der UBS an einer Filiale in London. (Foto Keystone)


